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1. FERIENJOBS:  Was dürfen Kinder 

steuerfrei verdienen? 

 
Die Frage, wieviel Kinder in den Ferien verdie-
nen dürfen, ohne dass deren Eltern Gefahr lau-
fen, die Familienbeihilfe und den Kinderab-
setzbetrag  zu verlieren, soll in folgender Über-
sicht beantwortet werden: 

• Kinder bis zur Vollendung des 19. Lebens-
jahres dürfen ganzjährig beliebig viel  verdie-
nen, ohne dass bei den Eltern die Familienbeihil-
fe und der Kinderabsetzbetrag gefährdet sind.  

• Kinder über 19 Jahre müssen darauf achten, 
dass das nach dem laufenden Einkommensteu-
ertarif zu versteuernde Jahreseinkommen (nach 
Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen, Wer-
bungskosten, Sonderausgaben und außerge-
wöhnlichen Belastungen) 10.000 € nicht über-
schreitet, um die Familienbeihilfe und den Kin-
derabsetzbetrag nicht zu verlieren. Dies gilt 
unabhängig davon, ob das Einkommen in den 
Ferien oder außerhalb der Ferien erzielt wird.  
Das bedeutet, dass das Kind umgerechnet Ge-
haltseinkünfte von insgesamt bis zu brutto rd 
12.400 € pro Jahr  (Bruttogehalt ohne Sonderzah-
lungen unter Berücksichtigung von SV-Beiträgen 
bzw Werbungskosten- und Sonderausgaben-
pauschale) bzw einschließlich der Sonderzah-
lungen brutto rd 14.500 € pro Jahr verdienen 
kann, ohne dass die Eltern den Anspruch auf 
Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag verlie-
ren. Sollte das zu versteuernde Einkommen des 
Kindes 10.000 € überschreiten, wird die Famili-
enbeihilfe nur um den übersteigenden Betrag 
vermindert  und ist zurückzuzahlen. 
 
Beispiel: Ein Student hat am 10.6.2015 das 19. 
Lebensjahr vollendet. Daher ist im Jahr 2016 
erstmals das Einkommen des Kindes relevant. 
Beträgt das steuerpflichtige Einkommen im Jahr 
2016 zB 10.700 €, wird die Familienbeihilfe nur 
mehr um 700 € gekürzt. 
 
TIPP: Zu beachten ist, dass für die Beurteilung, 
ob Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag 
zustehen, sämtliche der Einkommensteuer 
unterliegenden Einkünfte  herangezogen wer-
den. Daher sind beispielsweise auch Vermie-
tungseinkünfte oder Sonstige Einkünfte zu berück-
sichtigen. Nur Lehrlingsentschädigungen, Wai-
senpensionen sowie einkommensteuerfreie 
Bezüge und endbesteuerte Einkünfte bleiben 
außer Ansatz. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir noch auf 
folgende Besonderheiten  aufmerksam machen: 

• Ein zu versteuerndes Einkommen, das in 
Zeiträumen erzielt wird, für die kein Anspruch 
auf Familienbeihilfe besteht  (zB bei vorüberge-
hender Einstellung der Familienbeihilfe, weil die 
vorgesehene Studienzeit in einem Studienab-
schnitt abgelaufen ist), ist konsequenter Weise 
nicht in die Berechnung des Grenzbetrages ein-
zubeziehen.  

• Nicht ungefährlich ist es, wenn die Eltern den zu 
hohen Verdienst ihres Kindes nicht pflichtgemäß 
dem Finanzamt melden . Wer eine solche Mel-
dung unterlässt, riskiert zusätzlich zur Rückforde-
rung der Familienbeihilfe und des Kinderabsetz-
betrages auch eine Finanzstrafe!  
 
Für den Ferialpraktikanten  selbst ist noch Fol-
gendes zu beachten: 
Bis zu einem monatlichen Bruttobezug von 
415,72 € (Wert 2016) fallen wegen geringfügiger 
Beschäftigung  keine Dienstnehmer-
Sozialversicherungsbeiträge an. Liegt der Mo-
natsbezug über dieser Grenze, werden dem Kind 
die vollen SV-Beiträge abgezogen. Allerdings 
kann es bei niedrigen Einkünften bei der Veran-
lagung zu einer SV-Rückvergütung (auch als 
„Negativsteuer“ bezeichnet) kommen. Danach 
können 50% der SV-Beiträge bis max 400 € (500 
€ mit Pendlerpauschale) vom Finanzamt vergütet 
werden.  
Bei Ferialjobs in Form von Werkverträgen oder 
freien Dienstverträgen , bei denen vom Auf-
traggeber kein Lohnsteuerabzug vorgenommen 
wird, muss ab einem Jahreseinkommen  (Brut-
toeinnahmen abzüglich der mit der Tätigkeit 
verbundenen Ausgaben) von 11.000 € für das 
betreffende Jahr eine Einkommensteuererklä-
rung abgegeben werden. Eine Ferialbeschäfti-
gung im Werkvertrag bzw freien Dienstvertrag 
unterliegt grundsätzlich auch der Umsatzsteuer 
(im Regelfall 20%). Umsatzsteuerpflicht besteht 
jedoch erst ab einem  Jahresumsatz (= Bruttoein-
nahmen inklusive 20% Umsatzsteuer) von mehr 
als 36.000 € (bis dahin gilt die unechte Steuerbe-
freiung für Kleinunternehmer). Eine Umsatzsteu-
ererklärung muss ebenfalls ab Umsätzen von 
30.000 € netto abgegeben werden.  
 

2. Ertragsteuerliche Neuerungen bei 

Grundstücken - Vermietung 

 
Die Steuerreform 2015/2016 brachte bei der 
Abschreibung von Immobilien eine Reihe von 
Änderungen. In der sogenannten Grundanteil-
verordnung 2016 und einer BMF-Info zu den 
ertragsteuerlichen Änderungen im Zusammen-
hang mit der Besteuerung von Grundstücken 
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und Kapitalvermögen durch das Steuerreform-
gesetz 2015/16 wurden nunmehr Details zur 
Vorgangsweise bei den Änderungen veröffent-
licht.  
 

2.1 Laufende Abschreibung 

Für betrieblich genutzte Betriebsgebäude  gilt 
für im Jahr 2016 beginnende Wirtschaftsjahre 
ohne Nachweis der Nutzungsdauer ein einheit-
licher Abschreibungssatz von bis zu 2,5%  
(statt bisher 2%, 2,5% oder 3%). Bei Gebäuden, 
die für Wohnzwecke  überlassen werden, 
kommt sowohl im betrieblichen Bereich als auch 
bei der reinen Vermietung ein Abschreibungs-
satz von 1,5% zur Anwendung.  Bei einem 
gemischt genutzten Gebäude im betrieblichen 
Bereich sind die Gebäudeteile im Verhältnis der 
Nutzfläche für die AfA-Bemessung aufzuteilen, 
außer die zu Wohnzwecken überlassenen Teile 
betragen weniger als 10% der Nutzfläche.  Eine 
Überlassung zu Wohnzwecken liegt jedenfalls 
bei einer längerfristigen Überlassung von Wohn-
raum von mindestens drei Monaten vor. Der 
Nachweis einer kürzeren Nutzungsdauer ist 
weiterhin möglich. Bei Zinshäusern, die vor 1915 
erbaut wurden, kann weiterhin ein AfA-Satz von 
2% angewendet werden. Für Gebäude in 
Leichtbauweise können ebenfalls höhere AfA-
Sätze herangezogen werden. 

Der neu anzuwendende Abschreibungssatz ist 
von der ursprünglichen Bemessungsgrundlage 
zu berechnen. Vereinfacht kann er auch wie 
folgt ermittelt werden: Kürzung des bisherigen 
AfA-Betrages um 1/6 (bei bisheriger 3%iger 
Abschreibung) oder Erhöhung um 1/4 (bei bis-
heriger 2%iger Abschreibung).  
 

2.2 Ermittlung des Grundanteils 

Ab 1.1.2016 ist im außerbetrieblichen Bereich 
der Grundanteil grundsätzlich mit 40 % der An-
schaffungskosten (bisher üblicherweise 20 %) 
anzusetzen. Damit erfolgte eine Kürzung der 
potentiellen Abschreibungsbasis. Zur Berück-
sichtigung unterschiedlicher örtlicher und bauli-
cher Verhältnisse wurden jedoch im Verord-
nungsweg abweichende Regelungen getroffen.  
Gemäß der GrundanteilV ist ohne Nachweis (zB 
durch Gutachten, Gegenstand abgabenbehörd-
licher Prüfungsmaßnahmen) der Grundanteil 
nunmehr im Detail wie folgt zu ermitteln: 

• 20% Grundanteil / 80% Gebäudeanteil:  
o bei Gemeinden mit weniger als 100.000 

Einwohnern, wenn der durchschnittliche 

Quadratmeterpreis für baureifes Land 
weniger als 400 € beträgt 

• 30% Grundanteil / 70% Gebäudeanteil:   
o bei Gebäuden mit mehr als 10 Wohn- 

oder Geschäftseinheiten in 
o Gemeinden, in denen der durchschnittli-

che Quadratmeterpreis für baureifes 
Land mindestens 400 € beträgt ODER 

o Gemeinden mit mindestens 100.000 
Einwohnern  

• 40% Grundanteil / 60% Gebäudeanteil:   
o bei Gebäuden mit bis zu 10 Wohn- oder 

Geschäftseinheiten in 
o Gemeinden, in denen der durchschnittli-

che Quadratmeterpreis für baureifes 
Land mindestens 400 € beträgt ODER 

o Gemeinden mit mindestens 100.000 
Einwohnern  

 

 
 
 
 
Beispiel: Bei einem Zinshaus in Wien mit 20 
Wohnungen muss man 30% Grundanteil aus-
scheiden. 
 
Derzeit haben folgende Gemeinden mindestens 
100.000 Einwohner: Wien, Graz, Linz, Salzburg, 
Innsbruck. 

Unter baureifem Land werden als Bauland ge-
widmete und voll aufgeschlossene unbebaute 
Grundstücke verstanden. Die durchschnittlichen 
Quadratmeterpreise sind anhand eines Immobi-
lienpreisspiegels glaubhaft zu machen. Eine 
Geschäftseinheit liegt jedenfalls pro angefange-
nen 400 m Nutzfläche vor. 

Für zum 1.1.2016 bereits vermietete Grundstü-
cke ist auf die Verhältnisse zum 1.1.2016 abzu-
stellen. Weichen die tatsächlichen Verhältnisse 
jedoch erheblich (dh um zumindest 50 %) von 
den ermittelten pauschalen Werten ab, so ist der 
Grundanteil nicht nach der GrundanteilV zu er-
mitteln. 

Grund -
anteil 

Einwoh-
ner/Gemei
nde 

 
EUR/m² für 
baureifes 
Land 

 Wohn-/ 
Geschäfts-einheiten 

20%  <100.000 UND <  400   

30% >100.000  ODER > 400 UND mehr als 10 

40% >100.000  ODER > 400 UND bis zu 10 
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Nach wie vor ist es aber möglich, den Grundwert 
durch ein Sachverständigengutachten nachzu-
weisen oder den Grundwert durch eine Berech-
nung nach der Grundstückswertverordnung 
glaubhaft zu machen.  

Die neuen pauschalen Aufteilungsverhältnisse 
sind erstmalig bei der Veranlagung für das Jahr 
2016 anzuwenden. Wurde vor 2016 ohne 
Nachweis eines anderen Aufteilungsverhältnis-
ses (zB Gutachten, ausdrücklicher Gegenstand 
abgabenbehördlicher Prüfungsmaßnahmen) von 
Grund und Boden und Gebäude eine davon 
abweichende pauschale Aufteilung vorgenom-
men, sind die fortgeschriebenen Anschaffungs-
kosten des Gebäudes und die Anschaffungskos-
ten des Grund und Bodens mit Wirkung ab 
1.1.2016 entsprechend der GrundanteilV anzu-
passen.  Dafür sind die fortgeschriebenen An-
schaffungskosten des Gebäudes im Verhältnis 
der vorgesehenen oder im Jahr 2016 nachge-
wiesenen Aufteilung zu der ursprünglich ange-
wendeten Aufteilung abzustocken und auf die 
Anschaffungskosten von Grund und Boden zu 
übertragen. Die Absetzung für Abnutzung ist 
entsprechend anzupassen. 

Beispiel: Im Jahr 2006 wurde ein bebautes 
Grundstück mit den Anschaffungskosten von 
1.000.000 € erworben. 80% wurden dem Ge-
bäude (800.000 €) und 20% dem Grund und 
Boden (200.000 €) zugeordnet. Für das Gebäu-
de wurde bis 2016 eine AfA von 12.000 € gel-
tend gemacht (1,5% von 800.000 €). Der Rest-
buchwert des Gebäudes beträgt daher zum 
31.12.2015 680.000 € (= 800.000 € abzüglich 
12.000 € für 10 Jahre). 

Ab 2016 ändert sich ohne Nachweis eines ab-
weichenden Verhältnisses das Aufteilungsver-
hältnis von Gebäude zu Grund und Boden von 
80:20 zu 60:40. Die Bemessungsgrundlage für 
die AfA sind daher 600.000 €. Die AfA beträgt 
daher 9.000 € p.a. 

Vom Restbuchwert des Gebäudes (fortge-
schriebene Anschaffungskosten) zum 
31.12.2015 in Höhe von 680.000 € sind zum 
1.1.2016 25% den Anschaffungskosten des 
Grund und Bodens zuzuschlagen. Auf Grund 
und Boden entfallen Anschaffungskosten in 
Höhe von 370.000 € (200.000 € plus 25% von 
680.000 €, ds 170.000 €). Die fortgeschriebenen 
Anschaffungskosten des Gebäudes betragen 
daher 510.000 € (680.000 € minus 170.000 €) 
und reduzieren sich um die jährliche AfA von 
9.000 €. 

Sind in Fällen, in denen in der Vergangenheit 
der Gebäudeanteil pauschal angesetzt wurde 

(mit beispielsweise 80% der Anschaffungskos-
ten des bebauten Grundstückes), nachträgliche 
Herstellungsaufwendungen angefallen, sind 
diese Aufwendungen bei der „Überführung“ des 
Aufteilungsverhältnisses mangels Grundanteils 
auszuscheiden. 
 
2.3  Instandsetzungs- und Instandhal-
tungsaufwendungen 
Die Verteilungszeiträume von Instandsetzungs-
aufwendungen bzw wahlweise von Instandhal-
tungsaufwendungen werden ab 2016 von 10 auf 
15 Jahre verlängert. Die Verlängerung gilt auch 
für bereits laufende Zehntelabsetzungen für 
Instandsetzungsaufwendungen. Freiwillig in der 
Vergangenheit begonnene Zehntelabsetzungen 
(zB zur Vermeidung eines ansonsten nicht aus-
gleichbaren Verlustes) laufen aber unverändert 
weiter. 
 
2.4  Inflationsabschlag 
Bei Veräußerung von Grund und Boden darf ab 
1.1.2016 (bzw in Wirtschaftsjahren, die nach 
dem 31.12.2015 enden) kein Inflationsabschlag 
mehr berücksichtigt werden.  
 

3. Zweifelsfragen zu neuen Bestim-

mungen des Grunderwerbsteuer-

rechts 

 
Das BMF hat am 13.5.2016 einen Erlass zu 
Zweifelsfragen bei verschiedenen Sachverhalten 
im Zusammenhang mit den neuen Bestimmun-
gen des Grunderwerbsteuergesetzes veröffent-
licht. Der Erlass umfasst 40 Seiten und befasst 
sich anhand von Beispielen mit der Lösung von 
mannigfaltigen Zweifelsfragen. Auf diese kann 
an dieser Stelle nur exemplarisch hingewiesen 
werden: 
 

• Wie ist die Besteuerung einer Grundstücks-
schenkung im Fall der Zurückbehaltung des 
wirtschaftlichen Eigentums durch ein Fruchtge-
nussrecht vorzunehmen? Welche Folgen hat der 
spätere Wegfall des Fruchtgenussrechts durch 
den Tod des Berechtigten? 

• Wie ist die Anwachsung grunderwerbsteuerlich 
zu behandeln? 

• Wie sind kumulierte Anteilsübertragungen bei 
Personengesellschaften im Hinblick auf den 
neuen 95 %-Tatbestand zu sehen? 

• Welche grunderwerbsteuerliche Folgen sind mit 
Treuhandschaften und auch dem Wechsel des 
Treuhänders verbunden? 

• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit Liegen-
schaften und Unternehmensgruppen 
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• Fragen zur Befreiung von Betriebsübertragun-
gen 

• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit Umgrün-
dungen 

• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit der 
Grundstückswertverordnung (zB Fragen zum 
Sanierungstatbestand) 

 
Von den durchwegs sehr interessanten Fragen 
und deren Beantwortung durch das BMF greifen 
wir zwei unseres Erachtens besonders praxisre-
levante Fälle heraus: 
 

• Der Geschenkgeber eines Grundstücks behält 
sich das Fruchtgenussrecht  sowie die wirt-
schaftliche Verfügungsmacht (durch eine Ver-
einbarung, dass der Geschenknehmer das 
Grundstück nur auf seine Anordnung verkaufen 
darf und er den Verkaufserlös erhält) zurück. 
Ertragsteuerlich ist durch eine derartige Verein-
barung sichergestellt, dass der Geschenkgeber 
weiterhin die laufenden Einkünfte versteuert und 
auch die Abschreibung geltend machen kann. 
Durch diese Übertragung wird der Grunder-
werbsteuertatbestand erfüllt und es fällt Grund-
erwerbsteuer an. Die Zurückbehaltung des wirt-
schaftlichen Eigentums stellt keinen Erwerbs-
vorgang iSd GrEStG dar. Stirbt in der Folge der 
Fruchtgenussberechtigte oder verzichtet dieser 
auf das Fruchtgenussrecht, stellt dies einen 
weiteren grunderwerbsteuerlichen Vorgang 
dar . Eine (ergänzende) GrESt wird aber nur 
dann erhoben, wenn die Bemessungsgrundlage 
für den späteren Erwerbsvorgang den Betrag 
übersteigt, der beim vorangegangenen Erwerb 
Bemessungsgrundlage war (zB infolge einer 
zwischenzeitlichen Wertsteigerung des Grund-
stücks). 

• Kurz vor Jahreswechsel waren alle Notariats-
kanzleien mit der Auflösung bzw Übertragung 
von Treuhandschaften  betreffend grundstücks-
besitzender Kapital- und Personengesellschaf-
ten überlastet. Im Zuge der Übertragung von 
Treuhandschaften von einem Treuhänder zu 
einem anderen Treuhänder wurde vom BMF 
völlig unvermutet die Rechtsansicht vertreten, 
dass ein Treuhänderwechsel jedenfalls den 
Rückfall des Treuguts auf den Treugeber bewir-
ken würde. Dieser Ansicht des BMF wurde von 
Zivilrechtlern massiv widersprochen. Nunmehr 
vertritt das BMF in der gegenständlichen Infor-
mation die Ansicht, dass nur dann, wenn der 
Treuhandvertrag einen direkten Treuhänder-
wechsel „ausdrücklich vertraglich regelt“, eine 
(fiktive) Rückübertragung auf den Treugeber 
vermieden werden kann. Nur in diesem Fall 
wäre ein direkter Wechsel des Treuhänders 

(ohne Rückfall auf den Treugeber und die damit 
vielfach verbundene Anteilsvereinigung beim 
Treugeber) möglich. In diesem Zusammenhang 
bleibt leider unklar, was eine „ausdrückliche 
vertragliche Regelung“ sein soll. Bekanntlich 
sind Treuhandverträge formfrei und bedürfen 
keiner Schriftform und eine – auch nur konklu-
dente – Abänderung jedes Treuhandvertrags ist 
jederzeit möglich. Somit bleibt abzuwarten, ob 
das BMF diese Aussage aus dem GrEStG-
Erlass noch präzisieren wird. Aus Gründen der 
Vorsicht sollte aber vorsorglich ein schriftlicher 
Treuhandvertrag mit einem entsprechenden 
Passus für den Treuhänderwechsel abgeschlos-
sen werden.  
 

4. Steuerliches in Kurzform  

 
• Handwerkerbonus  

 
Der Handwerkerbonus, der bereits 2014 und 
2015 gewährt wurde, erfährt nun eine Neuaufla-
ge. Privatpersonen  (sowohl Eigentümer als 
auch Mieter) können für ab dem 1. Juni 2016 
von gewerbeberechtigten Handwerkern  er-
brachte Leistungen, die den eigenen Wohnbe-
reich im Inland betreffen, eine Förderung in Hö-
he von 20% beantragen. Der Antrag kann ab 1. 
Juli 2016 bei den Bausparkassen eingereicht 
werden, die maximal förderbaren Kosten pro 
Jahr betragen netto 3.000 €. Damit erhält jeder 
Förderungswerber bis zu 600 € pro Jahr, was 
genau dem Umsatzsteuerbetrag entspricht. Der 
Fördertopf ist für 2016 mit 20 € Mio limitiert. Bei 
entsprechendem Wirtschaftswachstum ist der 
gleiche Betrag auch für 2017 geplant. 
 
 

• VwGH zu Schwarzlohnvereinbarungen 
(Rechtslage bis 2010)  

 
Nach Ansicht des VwGH ist bei Schwarzlohn-
zahlungen an Arbeitnehmer grundsätzlich keine 
Nettolohnvereinbarung zu unterstellen. Bei ei-
nem steirischen Fußballverein wurden Spielern 
und Trainern neben den laufenden Gehältern in 
„Side Lettern“ vereinbarte Handgelder, Punkte- 
und Aufstiegsprämien bezahlt. Im Rahmen einer 
GPLA-Prüfung war strittig, ob diese Schwarz-
zahlungen als Nettogehälter angesehen und auf 
Bruttogehälter hochgerechnet werden müssen 
oder nicht. Der VwGH teilte in seinem Judikat 
die Ansicht des OGH, wonach bei Einigkeit von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer über Schwarz-
zahlungen ohne Berechnung und Abfuhr von 
Abgaben, diese nicht als Nettolohnvereinbarun-
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gen zu beurteilen sind, da in diesem Fall ein 
Verpflichtungswille des Arbeitgebers, diese Ab-
gaben zu tragen, nicht angenommen werden 
könne. Der VwGH verweist auch auf die ständi-
ge Rechtsprechung des OGH, wonach der Ar-
beitgeber bei der Abfuhr der vom Arbeitnehmer 
einbehaltenen Lohnsteuer eine fremde Schuld 
iSd § 1358 ABGB bezahlt, für die er persönlich 
haftet. Wenn er daher wegen zu wenig bezahlter 
Lohnsteuer in Anspruch genommen wird, tritt er 
gem § 1358 ABGB insoweit in die Rechte des 
Gläubigers ein und ist zivilrechtlich befugt, vom 
Arbeitnehmer den Ersatz der bezahlten Schuld 
zu fordern, sodass im Ergebnis dem Arbeitneh-
mer, dem ein Betrag ohne Abzug der darauf 
entfallenden Lohnsteuer ausgezahlt wurde, nur 
der Nettobetrag (nach Abzug der darauf entfal-
lenden Lohnsteuer) verbleiben würde.  

Dieses Erkenntnis hat jedoch nur für Zeiträume 
bis 2010 Bedeutung. Mit dem Betrugsbekämp-
fungsgesetz 2010 hat sich mit Wirkung ab 
1.1.2011 die Rechtslage jedoch verändert. Wird 
ein Dienstverhältnis nicht ordnungsgemäß bei 
der Sozialversicherung angemeldet und keine 
Lohnsteuer einbehalten, gilt eine Nettolohnver-
einbarung als vereinbart und der Arbeitnehmer 
kann für die nicht einbehaltene Lohnsteuer auch 
direkt in Anspruch genommen werden.  
 

5. Aktuelle Erleichterungen zur Re-

gistrierkassenpflicht 

Am 6. Juli 2016 wurden vom Ministerrat einige 
Erleichterungen zur Registrierkassenpflicht be-
schlossen. Die wichtigsten Neuerungen sind:  

• Die verpflichtende technische Sicherheitseinrich-
tung von Registrierkassen wurde von 1.1.2017 
auf 1.4.2017 verschoben.  

• Keine Registrierkassenpflicht für Feste von 
Vereinen und Körperschaften öffentlichen 
Rechts bis zu einem Ausmaß von 72 Stunden 
im Jahr (bisher 48 Stunden) 
- Dieselbe Regelung gilt auch für politische 

Parteien, wird aber auf ein ortsübliches 
Ausmaß von einem Jahresumsatz bis zu 
EUR 15.000,00 eingeschränkt. 

• Die Registrierkassenpflicht für kleine Ver-
einskantinen entfällt, wenn die Kantine maximal 
52 Tage pro Jahr geöffnet ist und der Umsatz 
EUR 30.000,00 nicht übersteigt 

• Umsätze im Freien bis EUR 30.000,00 (unab-
hängig vom Gesamtumsatz)  sind von der Re-
gistrierkassenpflicht ausgenommen (Kalte-
Hände-Regelung) 

- Diese Regelung gilt auch  für Alm-, Berg-, 
Schi- und Schutzhütten 

• Für Kreditinstitute entfällt die Registrierkassen-
pflicht ebenfalls. 

• Eine Zusammenarbeit zwischen Gastronomie 
und gemeinnützigen Vereinen bei kleinen Ver-
einsfesten soll möglich sein, ohne dass die 
steuerlichen Begünstigungen für den Verein 
verloren gehen 

• Kurzfristig unentgeltlich aushelfende Familien-
angehörige werden in Zukunft nicht in einem 
Arbeitsverhältnis stehen, sondern als „familien-
hafte Mithilfe“ klassifiziert werden.  

Es bleibt weiterhin abzuwarten, welche Er-
neuerungen zu diesem Thema zukünftig noch 
beschlossen werden.  

Jedenfalls besteht ab 1.7.2016 die ver-
pflichtende Verwendung einer Registrierkas-
se, wenn die bekannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. (> EUR 7.500,00 Barumsätze und > EUR 
15.000,00 Gesamtumsatz)  

Bitte beachten Sie, dass eine Nichtbefolgung 
der Registrierkassenpflicht eine finanzstraf-
rechtliche Ordnungswidrigkeit (Strafen bis EUR 
5000,00) darstellen. Zudem kann eine Erlöszu-
schätzung im Rahmen von Betriebsprüfungen 
eine weitere Konsequenz sein. Das Finanzmi-
nisterium hat im aktuellen Budget einen durch-
aus beachtlichen Betrag an Mehreinnahmen 
durch Prüfungen der Ordnungsmäßigkeit der 
Registrierkassenimplementierung kalkuliert. Es 
ist daher davon auszugehen, dass hier Prü-
fungsschwerpunkte gesetzt werden.  


